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An den
Präsidenten des Oberlandesgerichtes
Graz

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Strafgesetzbuch, das Strafvollzugsgesetz, das 
Jugendgerichtsgesetz 1988 und das 
Strafregistergesetz geändert werden

Das  Landesgericht  für  Strafsachen  Graz  gibt  zum

vorliegenden Entwurf folgende Stellungnahme  ab:

Soweit  im  folgenden  keine  Ausführungen  getätigt  wer den,

wird dem Entwurf zugestimmt.

Zu  folgenden  Punkten  des  Entwurfes  werden  Anmerkung en

gemacht:

§ 46 Absatz 5 StGB

Thema  ist  die  bedingte  Entlassung  aus  einer

Freiheitsstrafe.  Mit  dem  Anliegen,  dass  es  im  Falle  einer

Zusatzstrafe bei getrennter Verbüßung zu keinen Nac hteilen für

den Strafgefangenen durch getrennte Stichtagsermitt lung kommen

sollte,  wurde  bisher  in  Ergänzung  des  §  46  Absatz  5  erster

Satz StGB folgende Regelung getroffen:

„Wurde auf eine Zusatzstrafe erkannt (§§ 31, 40), s o sind
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auch bei unterbrochenem Vollzug alle Strafen maßgeb end, auf die

beim Ausspruch der  Zusatzstrafe Bedacht zu nehmen w ar;  wurde

der Verurteilte aus einer dieser Strafen bedingt en tlassen, so

ist die tatsächlich in Haft zugebrachte Zeit maßgeb end.“

Zur  Verdeutlichung soll  laut  beabsichtigter  Novelli erung

nunmehr der letzte Satzteil lauten;

„ wurde  der  Verurteilte  aus  einer  dieser  Strafen  bedi ngt

entlassen, so ist bei Berechnung des Stichtages (§§  46 Absatz

1  und  2)  sowie  der  noch  zu  verbüßenden  Strafzeit  di e

tatsächlich in Haft zugebrachte Zeit in Abzug zu br ingen.“

Zur  Erläuterung  angeführt  wurde  auch  ein  Beispiel  m it

zuerst  3  Jahren  Freiheitsstrafe  mit  bedingter  Entla ssung  und

dann 1 Jahr Zusatzstrafe.

Verkannt  werden  dabei  die  tatsächlichen  Probleme  de r

Praxis,  weil  es  kaum  noch  zu  solch  einfachen

Berechnungsvorgängen bei den Stichtagen kommt und i st die neue

textliche  Fassung  dabei  auch  nicht  klarer,  zumal  ma n  nicht

versteht, was mit dem „Abzug“ der zugebrachten Haft zeit gemeint

sein  sollte.  Verdeutlicht  wird  das  Problem  bei  komp lexeren

Beispielen.

Fall 1

Jemand bekommt eine teilbedingte Strafe von 24 Mona ten mit

8  Monaten  unbedingt  und  16  Monaten  bedingt,  wobei  e r  nach

Widerruf  des  bedingten  Teiles  und  gemeinsamen  Vollz ug

unbedingter  und  bedingter  Teil  sowie  daraus  insgesa mter

bedingter Entlassung  bereits 12 Monate an Haft  ver büßt hat.

Dann  wird  eine  Zusatzstrafe  ausgesprochen  von  12  Mo naten,

aktuell vollzogen und es werden aktuell auch noch 8  Monate aus

einer nicht im Verhältnis §§ 31, 40 StGB stehenden Verurteilung

vollzogen. Es geht somit jetzt um die bedingte Entl assung aus
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20 Monaten Freiheitsstrafe mit Ermittlung der Stich tage unter

Berücksichtigung  der  seinerzeitigen  Verurteilung,  d ie  im

Verhältnis §§ 31, 40 StGB steht.

Ergebnis sollte sein:

Aktuell  20  Monate  und  dazu  8  Monate  unbedingt  und

16 Monate  zu  vollziehender  bedingter  Anteil  vorange stellt,

ergibt  ausgehend  von  44  Monaten  den  Hälftestichtag  nach

22 Monaten  ab  einem  fiktivem  Strafantritt,  worauf  a ngesichts

der  hier  bereits  verbüßten  12  Monate  Haft  nur  noch  weitere

10 Monate bei dem aktuellen Vollzug bis zum Stichta g benötigt

werden.

Fall 2

Es wurde erst  4  Monate verbüßt  bei  bedingter  Entlas sung

aus  dem  unbedingten  Teil  mit  dem  Hälftestichtag,  so  würden

jetzt den 20 Monaten unbedingt verhängte 8 Monate v orangestellt

werden,  die  Berechnung  würde  ausgehend  von  28  Monat en  die

Hälfte mit  14 Monaten ergeben, davon 4 Monate verbü ßt werden

berücksichtigt  und  daher  fehlen  noch  10  Monate  bis  zum

Hälftestichtag.

Fall 3

Es wurden ursprünglich neben 300 Tagessätzen auch 6  Monate

Freiheitsstrafe bedingt ausgesprochen, in der Folge  und waren

150 Tage Ersatzfreiheitsstrafe sowie der Widerruf d er 6 Monate

bereits gemeinsam im Vollzug, das machte 11 Monate,  führte aber

zur Entlassung nach 10 Monaten. Jetzt wieder das Be ispiel mit

den aktuell 20 Monaten. Es werden die 11 Monate vor angestellt,

macht mit aktuell 20 Monaten in Summe 31 Monate und  ergibt bei

bereits vollzogenen 10 Monate, dass noch 5 Monate u nd 15 Tage
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bis zur Hälfte fehlen.

Fall 4  - jetzt Kombination mit Vollzugsblöcken.

1. Verurteilung 10 Monate, Vollzug

2. Verurteilung 10 Monate unbedingt und 20 Monate b edingt,

nachfolgende  Verurteilung  ergeht  dazu  nach  §§  31,  4 0  StGB.

Beide Strafen (1 und 2) werden gemeinsam vollzogen und es kommt

zur bedingten Entlassung nach 10 Monaten.

3.  Verurteilung  als  Zusatzstrafe  zu  2.  Verurteilung

12 Monate

4.  Verurteilung  8  Monate,  jetzt  werden  Verurteilung en

3 und  4  gemeinsam  vollzogen  und  es  geht  um  die

Stichtagsermittlung. Den 20 Monaten sind die früher en 20 Monate

voranzustellen,  somit  ergeben  sich  40  Monate,  davon  sind

10 Monate verbüßt und es fehlen noch 10 Monate bis zur Hälfte.

Fall  5  -  überschießende  Vorhaft,  passiert  durch  das

nachfolgende Rechtsmittelverfahren.

1.  Verurteilung zu  teilbedingt  8  Monate  und bedingt ,  16

Monate bedingt, verbüßt sind aber durch die Vorhaft  10 Monate.

Jetzt  wieder  die  12  Monate  Zusatzstrafe  und  8  Monat e  aus

weiterer Verurteilung im Vollzug bedeuten, dass in diesem Fall

die Haftzeit sowohl für die Summe der Haftzeit als auch für die

Anrechnung  der  Haft  voranzustellen  ist.  Zu  den  20  M onaten

kommen  die  10  Monate  und  ergeben  den  Hälftestichtag  nach

15 Monaten, davon abgerechnet die 10 Monate bedeute n, dass aus

der aktuellen Haft noch 5 Monate fehlen.

Die Stichtagsermittlung muss somit konsequenterweis e immer

bezogen auf die aktuell  im Sinne des § 46 Absatz 1 StGB als

Strafenblock zu berücksichtigenden Freiheitsstrafen  geschehen,
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....“wobei  bei  den in Vollzug stehenden Freiheitsst rafen

aus  den  im  Verhältnis  der  Zusatzstrafe  ausgesproche nen

Verurteilungen

die unbedingt ausgesprochenen Freiheitsstrafen und

die  in  Vollzug  gesetzten  Freiheitsstrafenteile  aus

ursprünglich bedingter Strafnachsicht oder Geldstra fen

sowie  die  nach  §  46  Absatz  1  erster  Satz  zu

berücksichtigenden Strafen

rechnerisch voranzustellen und daraus die Stichtage  (§§ 46

Absatz 1 und 2) zu ermitteln sind.“

So  wäre  der  gesetzliche  Auftrag  wohl  auch  nicht  seh r

einfach  zu  verstehen,  aber  wenigstens  rechnerisch  r ichtig  in

eindeutiger Weise ausformuliert. Ob die Problematik  allerdings

in  ihrer  Kompliziertheit  allgemein  verstanden  wird  und  sich

letztlich ohne erhebliche Mehrarbeit konsequent vor  allem bei

einer Entscheidung nach § 265 StPO umsetzen lassen wird,  ist

eine Frage, die sich so einfach nicht  beantworten l ässt.  Die

Entscheidung  im  Hauptverfahren  müsste  insbesondere  bei  der

aktuellen Verurteilung zu den 12 Monaten Zusatzstra fe und einer

Unterbrechung der aktuellen Untersuchungshaft  für  d en Vollzug

der  8  Monate Haft  vom Entstehen eines Strafenblocks  ausgehen

und damit fiktiv bereits mit dem Urteilsausspruch a lle obigen

Überlegungen einbeziehen,  damit  allenfalls  die  in  §  265 StPO

vorgesehene  Entscheidung  getroffen  werden  kann.  Wah rlich  nur

für die Vermeidung einer Ungleichbehandlung bei  Zus atzstrafen

ein bewundernswerter Aufwand.

(zum  Hinweis  §  265  StPO:  Liegen  die  zeitlichen

Voraussetzungen  für  die  bedingte  Entlassung  aus  ein er

Freiheitsstrafe  infolge  der  Anrechnung  der  Vorhaft,  einer  im
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Ausland  verbüßten  Strafe  oder  des  verbüßten  Teiles  einer

Freiheitsstrafe, auf die nach §§ 31, 40 StGB Bedach t zu nehmen

ist,  schon im Zeitpunkt des Urteiles vor, so hat da s Gericht

dem  Angeklagten  den  Rest  der  Strafe  unter  Bestimmun g  einer

Probezeit  mit  Beschluss  nachzusehen  (erg.  konsequenterweise:

oder ihn bedingt zu entlassen) , wenn auch die übrigen in § 46

StGB genannten Voraussetzungen vorliegen.....)

Bei dieser Gelegenheit stellt sich auch die Frage, warum

sich § 46 Absatz 5 StPO nicht in einer gewissen inh altlichen

Anlehnung an § 265 StPO ausformulieren lässt, zumal  es doch um

einen übereinstimmenden Regelungsinhalt geht.

§ 3a StVG

Mit der Bezugnahme auf 6 Monate an maximaler Haft, die auf

diese  Weise  durch  gemeinnützige  Leistungen  vollzoge n  werden

können,  wird  das  grundsätzliche  Problem  der

Ersatzfreiheitsstrafen  bei  Finanzvergehen  nicht  bes eitigt,

zumal die Ungereimtheit weiterhin darin besteht, da ss bei den

Geldstrafen  nach  dem  StGB  auf  das  Einkommen  und  bei  den

Geldstrafen nach dem FinStrG auf den hinterzogenen Steuerbetrag

Bezug genommen wird. Dies führt dazu, dass bei Fina nzvergehen

eine Stunde gemeinnützige Leistung durchaus einen G egenwert von

mehreren hundert Euro haben kann.

Im  Übrigen  ist  die  ungleiche  Berechnung  der  maximal en

Stundenanzahl gegenüber der diversionellen Regelung  des § 200

Absatz 2 StPO weiterhin nicht beseitigt.

Strafregistergesetz in Verbindung mit StVG

Dass nunmehr § 133a StVG im Strafregister Erwähnung  findet

mit  Bezugnahme  auf  §  133a  Absatz  1  und  Absatz  5  StV G  klärt

P:\Begutachtungen Gesetze\Jv2087StVG.odt

24/SN-108/ME XXIV. GP - Stellungnahme zum Entwurf elektronisch übermittelt6 von 7

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



- 7 -

letztlich nur einen Teil der mit dieser Bestimmung des § 133a

StVG im  Zusammenhang  stehenden  Probleme.  Immerhin  w erden  das

vorläufige Absehen mit der Ausreise und die Fortset zung einer

Haft  bei  Rückkehr  Eingang in  das  Strafregister  find en.  Offen

bleiben  weiterhin  ausreichend  Regelungen  im  Zusamme nhang  mit

der Ausschreibung zur Verhaftung (wer macht es für wie lange),

der Dauer der Ausschreibung und deren Beendigung al s Grundlage

für eine Vollzugsmeldung, um damit die Tilgungsfris t in Gang zu

setzen (§ 2 Absatz 1 Ziffer 5 Strafregistergesetz).

Graz, am 9. November 2009

Dr. Friedrich Kicker e.h.

Präsident des Landesgerichtes
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